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Beitrag zur Frage, ob der Grundeigenthümer in der 
Augnützung des Grundwaſſers beſchränkt werden 
kann‘). 


Es iſt ein anerkannter, unbeſtrittener Grundſatz des gemeinen 
Rechtes, daß der Eigenthümer nicht gehindert ff, auf feinem Grund 
und Boden zu graben und da in demſelben befindliche Quell⸗ und 
Regenwaſſer durch Anlegung eines Brunnens oder einer Gifterne für 
ſich zu benützen, auch wenn er dadurch das Waſſer dem bereits vor⸗ 
handenen Brunnen eined Anderen entzieht. 

Für das würd, Recht bemerkt Reyſcher“), es ſei das Graben 
von Brunnen oder Mflernen auf eigenem Grund und Boden davon 
abhängig gemacht, daß das gemeine Weſen oder die Nachbarn über 
oder unter der Erde keinen Schaden leiden. Reyſcher beruft ſich 
hiefür auf die Beſtimmung der Bauordnung von 1655, S. 69, vom 
Brunnen Ciſternengraben und Haben auf eines eigenem Grund, 
welche lautet: Welcher auf ſeinem eigenen Grund einen Brunnen oder 
eine Eſſterne graben will, oder der einen hlevor gegraben oder ge⸗ 
bauen hätte, der ſoll in Allweg fürfehen, daß dadurch dem gemeinen 
Nuß und ſeinem Nachbauren ob und unter der Erden kein Schaden 
entſtehe und widerfahren möge. 

Die Rechtſprechung der Civilgerichte hat jedoch diefe Auffaſſung 
der Bauorduung, welche nicht einmal in dem Wortlaute ihre Berech⸗ 


) Wie entnehmen dieſe Darftelliing aus der Prapis in Württemberg dem 
„Wigltembergiſchen Archiv! von Kübel und Garen (XIV, B. 2 Abth. 1871) 
Man vergleiche zum Gegenſtanze bie Diktheilung aus der oſterr. Paris iu Nr 38 
S. 149 bes Jahrganges 1870 per „oſterr. Beifheift für Berwaltung⸗ Es fei 
bemerkt, daß bie öfterz. Prop, Bansıdnungen über die Frage gar teine Beflitt« 
mungen enthalten, und das österr. Privatrecht (5 362 unt 1808 a. b. G. B) 
diesfalls auf den Boden des gemeinen Rechtes ſteht. Nur bel Bergwerkguuler 
nehmungen kann einer dadurch bewiekten Waſſerablettung im öffenſl Intereſſe 
entgegengetreten werben ($ 18 allg. Berg. Gef). Man vgl. hiezu die Mifchellung 
in Nr. 6, S. 22 des henrfgen Jahrgaugeh ber „öſterr. Beitferift für Bermals 
kung“. 

5 ) Württ. Privnkrechl, 9 284, Nr. 12. 


tigung findet, verworfen und den obigen gemehrrechtlichen Grundſatz 
auch für Württemberg als geltendes Recht anerkaunt. Hievon gusge⸗ 
gangen, kann unzweifelhaft auch die Baupolkzelbehörde nicht für be⸗ 
fugt erachtet werden, zu Gunſten und im Intereſſe des Beſitzers eines 
in dem Privateigenthum befindlichen Brunnens die Anlegung eines 
neuen Brunnens oder einer neuen Ciſterne auf dem Grund und 
Boden eines Anderen zu verhindern. Wohl aber kann die Polizei⸗ 
behörde im öffentlihen Intereſſe nach vorliegenden Verfügungen 
und Entſcheldungen den Eigenthümer beſchränken. Geftägt auf bie 
angeführte Stelle der Bauordnung von 1655 und auf die weitere 
Belang beöfelben Geſetzes, S. 20, nach welcher, „wann Jemand 
in Städten, Dörfern oder Weilern einen neuen Bau zu thun wie 
auch Brunnen, Elſternen u. ſ. f. fürzunehmen vorhaben“ derfelbe die 
Anzeige bet der Ortzobrigkeit zu machen verpflichtet und der Behörde 
aufgegeben wird, „vermög der Ordnung lautere ausdruckenliche, unters 
schiedliche Maß und Beſcheid zu geben, wie gebaut werden ſolle“, ferner 
auf die Vorschrift der Bauordnung über das Kellergraben (S. 20) hat 
das Miniſtertum des Innern in einer Note vom 12, October 1836 an 
das k. Finanzminſſterinm ausgefprochen, daß zu Errichtung von Brunnen 
und Eiſternen auf eigenem Grund und Boden die baupoltzelllche Er⸗ 
laubniß einzuholen und daß die Baupolizeſbehörde befugt ſei, im 
öffentlichen Intereſſe oder, wie in jener Note gefagt iſt, „unter 
Umſtänden“ dieſe Erlaubniß zu verſagen. 

Diefer Grundſaß fand auch in der Rechtſprechung der Verwal⸗ 
tungsbehörden Anerkennung. Bet den Mineralquellen in Cannſtadt 
hatte ſich erſtmals im Jahre 1882 eine bedeutende Abnahme der 
Waſſermenge gezeigt und als Grund diefer Abnahme wurde die in 
jener Zeit ausgeführte Erbohrung von fieben neuen arteſiſchen Brunnen 
erklärt. Da ſich in Folge der bis zum Spätjahr 1833 ausgeführten 
Erbohrung von fünf weiteren arkeſiſchen Privalbrunnen wiederholt eine 
ſehr ſtarke Abnahme aller bisherigen Quellen zeigte, ſo befchloß der 
Gemeinderath in Cannſtadt im Hinblick auf die dem Frösgnerſſchen 
Bade⸗Etabliſſement und felbſt der Sulzerralnquelle drohende Gefahr und 
in Betracht der Dringlichkeit der Sache „auf Grund der Bauordnung 
von 1655, S. 69, bad Bohren von dergleichen Brunnen auf der 
Markung bis guf Weiteres zu unterſagen und zu verhindern, zugleich 
aber das Oberamt zu bitten, die den Anſtalten drohende Gefahr der 
höheren Behörde vorzutragen und in Gemäßheit der $$ 89 und 90 
der Verfaffungsurkunde geeignete Maßregeln auszuwirken“. Die hie⸗ 
gegen von den Beſitzern der Walkmühle in Berg erhobene Beſchwerde 
wurde vom Oberamte verworfen und beſchloſſen, die berelts getroffene 
poltzelliche Verfügung zu beſtätigen und auf deren genaue Vollziehung 
mit allen geſetzlichen Mitteln nachdrücklich zu dringen, inſolange nicht 
eine andere Verfügung der höheren Verwaltungsbehörden oder der 
Gerichtsbehörde eintreten werde. 8 

Die Beſitzer der Walkmühle in Berg wandten ſich ſofort an 
das Civilgericht mit der Bitte um Schuß in der Ausübung ihrer 
Eigenthumsbefugniſſe. Der hieraus entſtandene Competenzeonflket 
wurde jedoch durch Entſchließung des Miniſterlalrathes im Namen 
dez Königs vom 15 Juli 1834 gegen die Zuftänbigtelt der Gill 
gerichte entſchieden. Ju dem Geheimenrathsgutachten, welches dieſer 


Gntfheidung zu Grunde lag, iſt die Unzuſtändigkeit des Civilrichters 
im Weſentlichen mit Folgendem begründet: 

„Das Privatrecht der Kläger, auf ihrem Grund und Boden zu 
graben, wird von keiuer Seite her angefochten Die Orts und Obel⸗ 
amdepolizet bat nur geglaubt, daß die volle Ausübung des Privat 
rechtes der Markungsgenoſfen, wenn ein ſolches auch vorhanden, in 
Hinſicht auf das Graben arteſiſcher Brunnen um des gemeinen Nutzens 
willen zu beſchränken ſei. Ob die Kläger ein Privatkecht, zu graben, 
haben, ob fte Eſgenthümer von Grund und Boden feten, blieb dahin. 
geſtellt. Ueber die beſchränkende Polizeiverfügung konnten ſich nicht 
nur die Kläger, ſondern wohl auch jeder Eſgenſhmner, wenn er im 
Augenblick auch nicht im Sinne 1 einen Brunnen zu graben, bei 
den der Orts⸗ oder Ober⸗Amtspoltzei vorgeſetzten Stellen beſchweren; 
ja die höheren Polizeibehörden konnten von Anttswegen von der Ver⸗ 
fügung Keumtuiß nehmen, um darüber zu wachen, daß nicht dre 
Freiheit in Ausübung der Eigenthumtlrechte durch örtliche Polizever⸗ 
fügungen beſchräukt werde, inſofern fie dieſe nicht für gerechtfertigt 
halten“. „Die Verfügungen der Poltzeibehörden können nur von 
den höheren Staatsverwalfungsbehörden aufgehoben oder abgeändert 
werden u. ſ. f.“ 

Piemit war der damalige Streit erledigt, da der Beſier der 
Walkmühle ſeine Einſprache nicht weiter auf dem Beſchwerdewege 
verfolgte, und das Verbot des Grabend von arteſiſchen Brunnen auf 
Caunſtadter und der benachbarten Berg⸗Stuttgarter Markung wnrbe 
in mehreren Fällen durch Abweiſung der nachgeſuchten baupoltzeilichen 
Erlaubniß aufrecht erhalten. Nur in zwei Fällen, in welchen die ein⸗ 
geforderten techniſchen Gutachten jede Gefahr der neuen Bohrungen 
für die beſtehenden Mineralquellen verneint hatten, wurde bie polizei⸗ 
liche Exlaubniß ertheilt. 

Im Jahre 1849/50 kam dieſes Verbot zum zweiten Male zur 
Verhandlung vor den höheren Verwaltungsbehörden. Trog des bes 
ftehenben Verbotes war ohne polizeiliche Exlaubniß in der Sägmühle 
des Werkmeiſters G. in Cannſtadt in der Nähe des Sulzerrains ein 
arteſiſcher Brunnen gebohrt worden, welcher einen ſehr reichen Waſſer⸗ 
ſtrahl zu Tage förderte und in Folge deſſen ſich eine nicht unbeträcht⸗ 
liche Abnahme der Sulzerrainquelle bemerkbar machte. Das k. Obere 
amt Cannſtadt verfügte hierauf unter dem 4. December 1849, daß 
die erbohrte Quelle bis auf ihre Sohle mit waſſerdichtem Stoffe als⸗ 
bald wieder verſchloſſen werde. Die hiegegen erhobene Beſchwerde 
wurde vnn der k. Kreistegterung und ine von dem k. Miniſte⸗ 
rium des Innern, von letzterem durch Erlaß vom 30. März 1850 
mit folgender Begründung abgewieſen: 

„Von der Kreisreßierung iſt das Exkeuntuiß des Oberamtes 
Cannſtadt vom 7. December v. J. dahin beharrt worden, daß der 
in der Sägemühle der Witkwe G. im Laufe des Sommers 1849 
heintlich und gegen das beſtehende Verbot eröffnete Bohrbrunnen bis 
auf feine Sohle hin abgeſchloſſen werde. — — Die Witiwe G. bat 
hierüber Beſchwerde erhoben und — — die Bitte geftellt, die Ent 
ſcheidung erſt auf den Grund der nachgeſuchten Unterſuchung darüber, 
ob durch den Bohrbrunnen ein gemeinſchädlicher Einfluß auf die 
Sulzerrainguelle geübt werde, auöfprechen zu wollen. — — In dieſer 
Beziehung hat nun das Miniſterlum des Junern 

1. im Hinblick auf die Beſttmmung der Bauordnung, Tit, vom 
Brunnen⸗ und Ciſternengraben ac, fowie im Hinblick auf den Be⸗ 
ſchluß des Stadtrathes in Cannſtadt vom 21. Auguft 1833, auf den 
Grund dieſer Beftimmung das den beſtehenden Mineralquellen ſchäd⸗ 
liche Bohren arteſiſcher Brunnen auf der ganzen Markung zu unker⸗ 
fagen, welcher Beſchluß von dem Oberamte beſtätigt und von den 
höheren Reglerungsſtellen auerkannt, auch unterm 9. November 
1853 in dein Wochenblatte von Cannſtadt bekannt gemacht 
worden iſt, 

2. in Erwägung, daß von der Beſchwerdeführerin im letzten 
Sommer heimlicherweiſe ein 135“ tiefer arteſiſcher Brunnen in der 
Nähe der Sulzerrainquelle gebohrt wurde, welcher nicht gewöhnliches 
Waſſer, ſondern Mineralwaſſer von geringerem Gehalt liefert und von 
der Beſchwerdeführerin nicht erwiefen werden konnte, daß durch diefe 
neugebohrte Quelle den beſtehenden Mineralbrunnen, ee der 
in je: Nähe befindlichen Sulzerrainguelle kein Rachthell zugefügt 
werde, 

3. in Erwägung, daß iu Gegentheil ſowohl durch angeſtellfe 
Unterſuchungen als durch das Urtheil unbefangener höherer Sackver⸗ 
ſtändigen zur Genüge dargethan wurde, wie durch den nenen Brunnen 
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die beſtehenden Mineralwaſſerbruunen, namentlich der Sulzerrain⸗ 
Prunneu, beeinträchtigt werden, fo daß insbeſondere der k. Bergrath 
für dringend nöthig erklärt hat, das Geſche Bohrloch feiner gauzeu 
Tiefe nach durch ein waſſerdichtes Material ſogleich zu verſchlleßen, 

4 iu Betracht, daß durch die Beeinträchtigung der beſiehenden 
Älteren Mineralwaſſerbrunnen, namentlich des Hauptbrunnens am dem 
Sulzerrain, dem gemeinen Nutzen Schadeu entsteht, erkannt, dafß eine 
weitere Unterſuchung nicht erforderlich ſei, vielmehr hinreichender 
Grund vorliege, die gegen das Regierungserkenntuſß erhobene Be⸗ 
ſchwerde als grundlos abzuweiſen“ 

Gegen dieſe Miniſterialverfügung wurde eine weitere Beſchwerde 
an den k. Geheimeurath nicht erhoben, welcher daher damals nicht 
in die Lage kam, ſich auszusprechen. 0 

Erstmals hatte ſich der k. Geheimerath im Jahre 1839 in 
Folge einer Beſchwerde der Stadtgemeinde Heilbronn gegen die durch 
Verfügung des Miniſterſums des Innern den Gebr. R. in Abände⸗ 
rung der abweifenden Eutfcheidung der Kreisregierung ertheilte Er⸗ 
laubniß zur Bohrung eines arkeſiſchen Brunnens auszusprechen. Es 
war von Seiten der Gemeindebehörde in Heilbronn geltend gemacht, 
daß durch das Graben eines arteſiſchen Brunnens der Waſſerzufluß 
öffentlicher Brunnen gefährdet werde und daß die als Sicherheitsmaß⸗ 
regel hiegegen auferlegte Verſtopfung eines anderen arteſiſchen Bram: 
nens gegen dieſe Gefährdung des öffentlichen Intereſſes keinen hin⸗ 
reichenden Schuß gewähre. Die hierauf ergangene Entſcheidung des 
” ns vom 27. Februar 1839, welche den obigen 
Grundſatz über die Befugniſſe der Baupoltzeibehörde ebenſo wie ein 
Einſprache⸗ und folgerichtig ein Beſchwerde recht der Vertreter ans 
geblich gefährdeter öffentlicher Intereſſen als unzweifelhaft beſtehendes 
Recht vorausſetzt, ging dahin: 

In: 1 1. daß bei einem Unternehmen wie das vor⸗ 
liegende, nicht jede entfernte Möglichkeit einer Gefahr für Audere ober 
für das gemeine Weſen eine poltzeiliche Einſchränkung begründe, viel⸗ 
mehr, wenn nicht unzuläſſigen Beſchränkungen dez Eigenſhums und 
Hemmniſſen der Induſtrie Eingang verſchafft werden wolle, eine wirk⸗ 

che oder wenigſtens nd Wahrſcheinlichkeitsgründen bevorſtehende Gefahr 

dargethan fein müſſe, daß aber 2. wenn auch der Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit der vernommenen Techniker in dieſem Punkte, ſowie mehr⸗ 
facher in den Aten Megenden Thatſachen (wohin auch die neueinge⸗ 
kretene Wiedererſcheinung der Kirchbrunnenquelle gehöre) ungeachtet 
ein Zuſammenhang der arteſiſchen Brunnen mit den Quellen der ges 
wohnlichen Trinkbrunnen und eine Verminderung der Meichhaltigtett 
der leßteren durch Vermehrung der erſteren angenommen werde doch 
hier, wo nicht von einer Vermehrung der Zahl der arteſiſchen Brun⸗ 
nen, ſondern nur von einer durch die überwiegende Mehrheit der ge⸗ 
dachten Techniker als ausführbar und unter den von dem Miniſterium 
des Junern verfügten ſichernden Auordnungen als unſchädlich erkannten 
Verlegung eines Bien die Rede fer, eine Einſprache nicht als be⸗ 
ſründet erſcheine, werde der recurrirende Stadtrath mit ſeiner Bes 
r gegen das Erkenntnfß der vorigen Juſtanz vom 13. Auguft 
1838 abgewieſen. 

Eine zweite Entſcheidung des k. Geheimenrathes über eine 
ähnliche Beſchwerde erging neueſtens unter dem 28. Jänner 1871. 
Dem Badinhaber Leuze in Berg hatte die k. Kreisregierung in Auf⸗ 
hebung eines abwelſenden Beſcheides des k. Oberamtez zul Grund 
einer zunächſt nur bei dem Oberamte erhobenen und von dieſem 
der Kreigregierung vorgelegten Gegenerklärung Leuze's die Reconſtruc⸗ 
tion feines ſchadhaft gewordenen Sauerbrunnens unter gewiſſen die 
Cannſtadter Quellen ſchügenden baulichen Vorſchriften geſtattet. Die 
hiegegen von Seiten der Mineralbrunnenbeſttzer in Cannſtadt an das 
Minifterium des Innern erhobene Beſchwerde wurde von demſelben 
durch Erlaß an die Kreisregierung vom 30. Auguſt 1870 als uns 
gerechtfertigt abgewieſen und ausgeſprochen, daß das Minfſterium dem 
Badiuhaber Leuze das Niederkreſben eines neuen Bohrloches neben 
dem alten unter der Bedingung geſtattet haben wolle, daß er beim 
Bohren des neuen die Weile des alten Bohrloches und die bisherige 
Höhe des Ausguſſes beizubehalten und nach erfolgter Herſtellung des 
neuen Bohrbrunnenz den alten vollkommen waſſerdicht zu verſchließen 
hahe. Dieſe Entſcheidung war auf die Erwägung geſtützt, 

1. daß für die Kreisregierung zu einer Verfügung in der 
Sache genügender Anlaß vorgelegen ſet, nachdem das Oberamt Caun⸗ 
ſtadt in Uebereinſtimmung mit dem Gemeinderath daſelbſt dem frag ⸗ 
lichen Vorhaben des Badinhabers Leuze hindernd in den Weg ge⸗ 


treten nud ihr die hiegegeu von Leuze erhobene Vorſtellung ohne 
Wefteres vorgelegt habe, 

2. daß Badinhaber Leuze durch die Herſtellung eines neuen 
Bohrloches nicht eine weitere Quelle gewinnen, ſonderu nur den 
beſteheuden Sanerbrunnen angemeſſen reronſtruiren wolle, und nach 
dem von den Beſchwerdeführern nicht widerlegten Gutachten des 
Miuifſterialtechuikers und des k. Bergrathes das von dem Badinhaber 
Leuze beabſtchtigte Verfahren des Anbohrens eines neuen Brunnens 
auf 6“ Eutfernung von dem alten und das nachherige Verdämmen, 
des letzteren nicht nur eine größere Sicherheit des Gelingens biete, 
als die ſchwierige und gefährliche Arbeit eiuer neuen Faſſuug des 
alten, ſondern daß anch biefbenbe Nachtheile für die älteren Quellen 
und Brunnen oder einige derſelben bel dem erwähnten Verfahren 
weit weniger zu fürchten ſeien, als bei dem Mißlingen einer neuen 
Faſſung der alten Duelle, 

Gegen dieſe Verfügung des Miniſteriums erhoben dle 
Mineralbrunnenbeſiger in Caunſtadt Beſchwerde bei dem k. Ge⸗ 
beintenralh, worauf derſelbe unter dem 28. Jänner 1871 beſchloß, 
die Beſchwerde auf Grund folgender Erwägungen abzuweiſen: „Nach 
civilrechtlichen Grundfätzen jet der Grundeigenthümer kraft feines 
Eigenthumeß befugt, durch Graben auf ſeinem Grund und Boden ſich 
die Nutzung efner Waſſerquelſe zu verſchaffen, auch wenn hiedurch dle 
Quelle des Nachbars gefährdet oder abgeſchnitten werde. Dagegen 
könne die weitere Frage, ob den Beſitzern beſtehender Brunnen unter 
gewiſſen Vorausſetzuußen ein Recht der Einſprache nach der Baus 
ordnung von 1655 zustehe, im vorlkegenden Falle dahingeſtellt bletben, 
da aus den in den Verfügungen der k. Kreisregierung vom 14. März 
und des k. Minifteriumd bed Innern vom 30, Auguſt 1870 ange⸗ 
führten Gründen, auf welche lediglich zu vermetjen fet, die Beſchwerde⸗ 
führer durch die angefochtene Miniſteriglentſchließung als in einem 
Rechte verlept Feinesfalls zu betrachten ſelen“. 

Ueber den Grundfatz, ob die privatrechtliche Befugniß des 
Grundeigenthümers, zu graben, durch die nach der Bauordnung von 
1655 den Polizeibehörden eingeräumten Befugniſſe eine Einſchränkung 
erleide und über die weitere Frage, ob den einzelnen Beſitern der 
beſtehenden Brunnen unter gewiſſen Vorausſetzungen ein Recht ber 
Eiuſprache gegen die Ausübung jener Eigenſhumsbefugniß auf 
Grund der Bauorduung von 1655 in Geltendmachung öffent⸗ 
licher Intereſſen zuſtehe, hat ſich hiernach der k. Geheimerath in der 
zweiten Entſcheidung nicht ausgeſprochen, da die Abweiſung der Ber 
ſchwerde aus einem anderen Grunde folgte und mithin jene Frage da⸗ 
hingeſtellt bleiben konnte. Dagegen wird dieſe Frage bei der Be⸗ 
E der neuen Bauordnung zur Entſcheidung zu bringen ſeln. 

Der Art. 65 dis Entwurfes einer neuen württembergiſchen 
Bauordnung beſtimmt hierüber Folgendes: „Der Eigenthümer eines 
Grundſtückes iſt nicht gehindert, auf demſelben Brunnen oder Ciſter⸗ 
nen zu errichten, wenn hiedurch dem Nachbar das Quellwaſſer ent: 
zogen wird. Wenn und ſoweit hiedurch oder durch die zufällige Er⸗ 
öffnung einer Qnelle ein dringendeß öffentliches Sulereffe beeinträchtigt 
wird, ſteht der Polizeibehörde das Recht zu, vorläuſtg die Errichtung 
des Brunnens oder der Eiſterne zu unterſagen, bezw. den etwa erfor⸗ 
derlichen einſtweiligen Verſchluß der Ouellenoffnung auf offent⸗ 
liche Koſten anzuordnen, bis die Eniſcheidung über einen Expro⸗ 
priatlonsautrag herbeigeführt tft. Eiu Eutſchädigungsanſpruch des Grund⸗ 
eigenthümers det jedoch nicht ſtatt, wenn die betreffende polizeiliche 
Anordnung im Intereſſe einer öffenklich benützten, durch Grabarbeiten 
beſchädigten oder gefährdeten Heilgueſſe erfolgt iſt.“ Die Motive be⸗ 
merken hiezu nach Berufung auf den oben angeführten privatrecht⸗ 
lichen Grundſatz, daß, wenn der Eigenthümer in der aus dem Elgen⸗ 
thum fließenden Befugulß, auf ſeinem Grund und Boden Brunnen 
anzulegen, durch die Rückficht auf bereits vorhandene offentliche oder 
Privatbrunnen nach dem beſtehenden Rechte nicht beſchrönkt geweſen 
ſei, auch zur Einfüßrung einer ſolchen Beſchränkung kein zureichender 
Grund vorzuliegen ſcheine. Man könne dem Eigenthümer nicht zu⸗ 
muthen, auf die Benützung der feinen Grundſtücke durch die Nalnr 
gewährten Vortheile des Vortheils des Nachbarg wegen zu verzichten 
und wenn ihm ein ſolcher Verzicht im öffentlichen Jukereſſe wegen 
eined bereits vorhandenen öffentlichen Brunnens zugemuthet werde, fo 
ſolle dies doch nur im Wege der Expropriatton, alſo gegen Entſchä⸗ 
digung, geſchehen können. Nur bezüglich der Heilquelſen rechtfertige es 
ſich, der Luft zu gewinnſüchtigen Nachgrabungen, welche eiwa zum 
Schaden ſolcher unternommen werden könnten, durch Verſagung einer 


Eutfchädigung für den Fall des Erfolges entgegen zu wirken. Daß 
dieſer neue Gefatzesvorſchlag nicht, wie die Motive aunehmen, der ds 
herigen Praris der Baupolizeibehörden entſpricht dürfte aus den obigen 
Mitlheilungen hervorgehen. Auch iſt die von der Mehrheit der Com⸗ 
miſſton der Kammer der Standesherru in dem unterm 5. März 1870 
erſtatteten Berichte über den Eutwurf der Bauordnung erhobene Ein⸗ 
wendung gegen die Nothwendigkeit einer Expropriation der Grundei⸗ 
genthünler zu Guuſten öffentlicher Brummen, daß vermöge des Zuſam⸗ 
menhanges der in ihrer Ausdehnung nicht beſtimmbaren unterirdiſchen 
Waſſerzuflüſſe und Waſſeranſammlungen nach volleudeter erſter Expro⸗ 
priatton gegen den Beſißzer eines Grundſtückes ſehr leicht zur Expro⸗ 
priation gegen einen zweiten, dritten, vlexten u. ſ. f. geſchritten werden 
müßte, felbſt, wenn dieſe ihre Grabungen nur vorgenommen hätten, 
weil fie die finanziellen Vortheile der Expropriaklon ausbeuten wollten, 
ſehr zu beachten. Jedenfalls wird feſtzuſtellen fein, ob nach der Ju⸗ 
dentton des Entwurfes auch bei den Heilquellen, zu deren Sicherung 
der Grundeigenthümer in feiner Befugniß zu graben ohne Enſſchädi⸗ 
gung beſchränkt ift, der Beſttzer der Heilquelle als ſolcher ein privat⸗ 
rechtliches Recht der Einſprache erhalten foll oder ob, wenn diefe Frage 
zu verneinen wäre, ihm ein öffentliches Recht der Einſprache einge: 
räumt werden wolle oder ob das öffentliche Intereſſe nur durch die 
Polizeibehörde als Verwaltungsbehörde gewahrt werden kann und bie 
Einſprache des Beliperd einer Heflquelle ſich uicht zur Eutſcheidung 
durch das Adminiſtraktvgerſcht eignet. Das Leßtere ſcheint allein eonfe⸗ 
quent zu fein, do lediglich die Rückſicht auf das öffentliche Intereſſe, 
licht die Anerkennung eines Rechtes des Einzelnen eine Beſchränkung 
bed allgemeinen, auch in dem Entwurfe an die Spitze geſtellten, pri⸗ 
vatrechtlichen Grundſatzes rechtfertigen kann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Criterium für das Eintreten der Competenz der politiſchen 

Behörden zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen vom Ge: 

meindevorſteher im eigenen Wirkungskreiſe erlaſſene Verfü⸗ 
gungen “). 

Dem Elias B. aus W. wurde vom Bürgermeiſteramte auf⸗ 

etragen, feine Wirthſchafterin Anna K, wegen des mit ihr unters 
hellen Concubinatsverhältniſſes und des se verurſachten öffent 
lichen Nergerntffes bei Vermeidung einer Geldbuße von fünf Gulden 
binnen 8 Tagen aus feinem Hauſe zu entfernen. Dieſes Erkenntniß, 
bes Bürgermeiſteramtez wurde von der Bezirkshauptmannſchaft in K. 
beſtätiget, jedoch von der Statthalterei in Folge weſterer Berufung 
des Elias B. aus dem Grunde behoben, weil die Berufung gegen 
diefe den ſelbſtſtäudigen Wirkungskreis der Gemeinde betreffende Ver⸗ 
fügung nach § 40 der Gemeindeordnung für Böhmen vom 16, April 
1864 an den Gemeinde⸗Außſchuß und im weiteren Beſchwerdezuge 
nach § 99 Gemeindeordnung an den Bezirksausſchuß zu richten war. 

Auf Grund dieſes Erkenntniſſes hat nun Eliag B. an ben 
Gemeinde⸗Autzſchuß zu W. und weiter an den Bezlrksausſchuß zu P., 
und auch von dieſer Behörde abgewieſen, an die Entſcheidung des 
böhmiſchen Landesausſchuſſes recurrirt, welcher jedoch den ganzen Ver⸗ 
handlungsact an die Statthalterei mit dem Bemerken übermittelte, daß 
die fragliche Recursbeſchwerde allerdings in die Competenz der poll⸗ 
tiſchen Behörde falle. 

Die Statthalterei ſchloß ſich jedoch dieſer Anſicht detz böhmiſchen 
Landesausſchuſſes nicht an, indem fie behauptete, daß es ſich hier um 
eine Berufung gegen eine vom Gemeindevorſteher zu W. innerhalb 
des ſelbſtftändigen Wirkungskreiſes und auf Grund des $ 63 G. O. 
unter gleichzeitiger Androhung einer Geldbuße getroffene Verſügung 
haubelt, gegen welche nach dem Wortlaute bed § 65 G. O. eine Be⸗ 
rufung an die politiſche Behörde (außer dem hier nicht vorliegenden 
Falle des $ 103 G. O) nicht plaßzugretfen hat; dann daß das 
Gegentheil aus dem § 65 G. O. deßhalb nicht geſolgert werden 
könne, weil fonft in demſelben nicht der § 64, ſondern der $ 63 G. O. 
eitirt fein müßte, zwiſchen welchen beiden Paragraphen auch ein 


J Mon vergt, bie Mitteilung in Nr. 21, S 88 bed heurigen Jahrganges 
dieſer Beltichrift. 


weſentlicher Uuterſchted inſofern beſteht, als der erſtere Erkenntaſſſe, 
in denen eine Strafe angedroht, der leßtere aber ſoſche im Ange 
hat, mittelſt welcher auf Grund eines vorausgegangenen nach § 63 
G. O. geſchöpften Erkenntnifſes die augedrohte Strafe wirklich ver⸗ 
hängt wird, und die daher wirkliche Straferkenntniſſe gleich denen 
nach § 62 gefällten find, von denen der Neecurs an die politische Be⸗ 
hörde zu richten iſt“). 

Das Miniſterrum des Junern hat unterm 4. Jult 1871, 
3. 6292 auf folgende Weiſe entſchieden: 

„In dem vorliegenden Falle handelt es ſich um die Frage, 
ob die Verfügung des Gemeindevorſtandes, welcher ein Gemeindebe⸗ 
ſchluß nicht zu Grunde lag und auch nicht zu Grunde zu legen war, 
geſezlich ober ungefeßlich iſt. Das Miniſterium des Innern iſt daher 
im Grunde der böhm. G. O. $$ 40, Abſ. 2 und 103“) mit dem 
böhmiſchen Landesausſchuſſe dahin einverſtanden, daß über die von 
Elias B. gegen die erwähnte Verfügung bed Gemeindevorſtandes 
ergriffene Berufung ven den landdsfurſtlichen Behörden zu enk⸗ 
ſcheiden iſt“. 


Die auf Einwendungen gegen das Wahlverfahren bei der Wahl des 

Gemeindeausſchuſſes bezugnehmenden Beſtimmungen der Gemeinve⸗ 

Wahlordnung ſind nicht auch anwendbar für das Verfahren bei der 
Wahl der Mitglieder des Gemeindevorſtandes. 


In der Gemeinde N. wurde am 8. October 1870 die Ge⸗ 
meindevorſtandswahl vorgenommen. Gegen die Giltigkeit dieſes Wahl⸗ 
geleß erhoben Joſeph H. und Conſ. die Einwendung, daß der 
virilſtimmberechtſgte Großgrundbeſiger Fürſt M. von der Vornahme 
der Wahl nicht verſtändigt worden ſei. Der frühere Gemeindevor⸗ 
ſteher G. beſtätigte, daß er in Folge eines Verſehens die Verſtän⸗ 
digung des Wirrlftimmberechtigten unterlafſen habe, 

Die Bezirkahauptmannſchaft legte die Einwendungen des H. und 
Con, der Statthalterei nach $ 92 G. W. O. zur Ehtusfofhing vor 
und es hat die Statthalterer ſohin in analoger Auwendung des § 32 
G. W. O. die am 8. October 1870 vorgenommene Gemeindevor⸗ 
de außer Kraft gefept, weil von der Vornahme dieſer Wahl 
er Virilſtimmberechtigte, reſp. deſſen Stellvertreter, nicht in Kenntniß 
geſetzt wurde und dieſe Außerachllaſſung der Beſtimmung des § 33 
G. W. O. im Hinblick auf das erzielte Abſtimmungsverhältniß auf 
bad Wahlreſultat einen alterirenden Einfluß zu üben vermochte. 

Dagegen wurde von einer anderen Partie von Wählern, uäm⸗ 
lich von Jyſeph St. und Conſ. der Miniſtertalrecurz vorgelegt. Die: 
ſelben machten geltend: Fürſt M. habe ſich wegen der aht ſelbſt 
nicht beſchwert, noch eine Einwendung gegen deren Giltigkeit erhoben. 
9. und Conf. ſeien zur Einbringung einer Beſchwerde gegen die Wahl 
nicht berechtigt geweſen, weil fie an der Wahl ſelbſt mit Theil 
genommen und das Protokoll unterſchrieben haben; es fer nicht mit⸗ 


) 5.62 der Pohm. Gemeindeordnung ſpricht von der Ausübung der ordent. 
lichen polizeilichen Strafgewalt der Gemeinde. 

Die übrigen bier in Frage kommenden Beftimmungen lauten! 

„5.69. Anfhrnch auf Folgſamkeltund Rechlzu Zwangemitleln. 
Febermann in der Gemeinte iſt dem Gemeinbevorfteher in ker Ausübung feines 
Amtes Achtung und Folgſamkeſt ſchüldig. 

Ist zur Durchführung einer in den Wirkungskreis bet Gemeinbevorftantes 
gehörigen Maßregel die Anwendung von Zwangemtileln nothwendig, jo bat der Ge⸗ 
meindevorſteher kabel nach den Hiefitt beftehenten befonteren Vorſchriften vorzugehen. 
Wenn die Voflztehung einer ungafſchzeblſchen vorübergehenden ortspolſzellſchen Maß. 
tegel eh nohwendig mache, ill der Gemeindevorſteher agnahmoweſſe auch berechtigt, 
eine Geldbuße big zu 5 fl., ober im Falle der Zohlungsunfühigkeit Haft bis zu 24 
Stunden onzudrohen. 

$ 64. Die in den alen des g 35 von dem Gemeinde, Ausſchülſe, ober nach 
$ 68 von dem Gemelndevorſteher angedroßte Geld. oder Haftbuße ift in der Regel 
in gleicher Weſſe, wie in g 62 vorgeſchrkeben ft, zu verhangen. In dringlichen 
Häfen kann eine Geldbuße auch von dem Gemdeindevorſteher allein verhängt werden. 

9.65. Fug der Beſchwerdeu. Beihwerten gegen Erkennkniſſe nach den 
99 62 nnd 64 ai an bie potstifche Bezrksbehhrde 

Auch find berechen solche rkenniniſfe (58 62, 64) von dein Gemeindevor⸗ 
ſieher zur vorläufigen Prüfung und Beſtäligung Dann vorzulegen, wenn dieſelben 
Gelſiliche oder Seclſoger anerkannter Neliglonsbekenntniffe, öffentliche Lehrer, 
Stante- oder Landesbeamte iu getlver Dienſtlelſtung, Mitglieker des Retcherathe 
aber Randtages, oder die niit Birilſtimmen im Gemeiudeausſchuſſe verlrekenen Mer: 
ſouen betreffen. 

s lag entjpeicht der Min. 2 det Art. XyI des Gemeindegrundgeſetzen 
vom 5 März 1862 
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telſt Envernahme des Fürſten M. oder deſſen Bevollmächtigten con⸗ 
ſtatirt worden, ob die Verſtändigung von der Vornahme der Wahl 
in der That unterblieben ſei. Die Anwendung der 88 31 und 32 
G. W. O. per analogiam, bezlebungsweiſe die Einbringung von 
Einwendungen gegen die Wahl bed Gemeindevorſtandes ſei unzuläſſig 
Die Wahl ſei giltig, weil nur die „neugewählten Augſchußmitglieder“ 
gemäß $ 33 G. W. O zu derſelben zu berufen waren, nicht aber 
auch der Virilſtimmberechtigte. 

Die Statthalterei bemerkte bei Vorlage deg Minifterialrecurſes, 
daß derſelbe nach Analogie des § 32 der G. W. O. unſtatthaft fei, 
weil die Statthalterei in erſter und letzter Inſtanz zu entfcheiben habe. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat mit ſeiner Entſcheidung vom 
4. März 1871, 8. 1102 die Entſcheldung der Gtatihalterei, mit 
welcher die in der Gemeinde N. vorgenommene Neuwahl des Ge⸗ 
meindevorſtandes wegen amterlaffener Verſtändigung des Virilſtimm⸗ 
berechtigten außer Wirkſamkeit geſetzt wurde, aufgehoben, „weil die 
analoge Anwendung der nur auf das Verfahren bei der Wahl des 
Gemeindeautzfchuſſes Bezug nehmenden Beſtimmungen des $ 32 der 
G. W. O.) auf das Verfahren Bei Neu- oder Grgänzungswahlen 
der Mitglieder des Gemeindevorſtandetz nicht zuläſſig erſcheint, und zu 
einem Ginfchreiten der politifchen Behörden gegenüber einem geſeß⸗ 
widrigen Vorgange bei Gemeindevorſtaudswahlen die Bestimmungen. 
des § 102 der Gemeindeordnung ) die geſetziche Grundlage bilden, 
ſomit hierbei auch der in dieſem Paragraphe normirte Inſtanzenzug 
einzutreten hat.“ m. 


) 8 92 ber G. W. O, (für Böhmen vom 16. Apctt 1964) gehört zu den 
aa Beſtimmungen über die Wahl de! Gemeinde Augſchuſſes und 
lautet: 

„Einwendungen gegen dos Mahlverfahren jinb binnen den Präckuflofrift 
von adıt Tagen nach beendigten Mahlache bel dem Gemeinbeuseftehen einzubringen, 
welche biete ben binnen tel Tagen buis) bie polit. Bezixtöbehörbe der Staltholterel 
zur endgittigen Entſcheldung vorzulegen hal“, ac. c. 

Sın Abſchnilte der eng, betreffend die Wahl des Gemelndevor⸗ 
ſtandes Tonnni keinerlei Beftimmung über Wahleſnwendungen vor. 

“*) $ 102 ber Gemelndeordunng (für Böhmen) entſpiſcht Art XVI des Gef. 
v. 5. März 386%, letreſtend dos allgemeinen Auf ſtchtsredt der Stantsurnwaltilig d bet 
die (Meratiaten, 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben Allerhochſtihren außerordenklichen Bolſchafter (u Con⸗ 
Aae Gelbzengmeifter Freiherrn b. Prokeſch anläßlich deſſen Penfiontrung lin 

en erblichen Grafenſtand tarfrei erhoben 
ſchen Statthalterelroth U. GL Adolph 


Seine Maſeſißt hoben ben galiz 
Strangly Edlen v.Hellkron zum ſſterialrathe extra statum bes Miulſterſums 
des Innern ernannt, 

Seine Mojeftät haben dem Mintfierialferxetär Im Miniſtertum für Cultus 
und Unterricht Or, Germenegiib Jire del taxfrel den Titel und Charakter eines 
Sectiorärathed verliehen. 

Seine Majeftät haben den Mintfteriaffecretären im Minifterhm für Cultus 
und Unterricht Wilhelm S Too vaft und Dr. Carl Cema per den Eitel und Nana 
von Sections räſhen larfrel verliehen. 

Seine Maſeſtat haben dem Hof, und Minifterialfeeretir in der Prffibiat- 
fecton dez gemtelnſamen Minifteriums des Aeußeen Fanaz Nowak den Titel und 
Ghacakter eineg Seckiongrathes tarfrei verliehen, 

Seine Majeftät Haben bie Geſandtſchaftsottachc.s Marimiltan Grafen von 
Seillern und Florſan v. Rofiy zu Honorar⸗Legakſonefecretären ernannſ. 

Seine Majeſtät haben anlaßlich der Vollendung des neuen Gebäudes für das 
Kunft- und Indyſtiſe, Muſeum dem Mijniſteralrathe im Mlalſtetſume des Innern Mortz 
Nitter v. Chr dag Ritterkreuz des Leopold⸗Ordeng; dem Mlniſteclolralhe im M für 
Cultus und Unterricht Joseph Krumhaar den eilernen Kron⸗Orden III El, dem 
Director ded Muſcuns fe Kunſt- und Industrie, Regferungorath Rudolph Ektel⸗ 
berger v. Edelberg den Titel und Charakter eines Hofrathes, dem Archilekten 
Proſeſſor Heinrich Ritter ». Ferſtel den Titel und Rang eines Ober,Bauralheh, 
dem Gemelnderathe Achilles Melingo den Abelftanb, fämmtlichen tarfrel; endlich 
dem Ingenieur im Minlſtertum des Innern Ferdinand Gaube und dem Bauführer 
1 Schneider daß goldene Verdienstkreuz, erſterem jenes mit der Krone., ber. 
liehen. 


Erledigungen. 


eee ee ee ee Wbrlich und eventuell elne Banadjuncten⸗ 
ſtelle mit 700 fl. Gehalt jährlich und eine Banprafktcantenftelle mit dem Adjutum 
lährlicher 400 fl. für Tirol und Vorarlberg, bis 25. Nawember (Aimtöbl. Nr. 264). 

Rechnungörathoſtelle und Rechnungbofffelgloſtelle 1. Cl, erſtere mit 1800 fl. 
eventuell mit 1300 fl Gehalt und 300 fl. Quatiergeld ; legtere mit 900 fl. Gehalt 
und 250 fl. Quortiergeld, big 15. November (Anttobl. Rr. 264). 

Bezirkshauptmanzſtelle J. Cl. in Ober⸗Deſterreich mit 800 fl. Eventuell Ber 
jtekshanptmannftelle H. El. mit 1600 fl. Gehalt jährlich, bis 20. Nodember (Amts ⸗ 
blalt Nr. 268). 


Ehe den Druck veranlwortlich C. Piltorl. 


